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	Vorlage Nr.  2376.2 

Laufnummer 14778 


Interpellation der SVP-Fraktion

betreffend staatliche Finanzierung und parteipolitische Zusammensetzung der Institutionen mit öffentlichen Aufgaben des Kantons Zug

(Vorlage Nr. 2376.1 - 14644)

Antwort des Regierungsrates

vom 30. September 2014
Sehr geehrter Herr Präsident

Sehr geehrte Damen und Herren

Die genannte Interpellation der SVP-Fraktion vom 25. März 2014 wurde vom Kantonsrat am 10. April 2014 an den Regierungsrat zur Beantwortung überwiesen. Dieser nimmt zu den Fragen wie folgt Stellung: 
1. Beantwortung der Fragen

Frage 1:

Auf welche private Dritte hat der Kanton Zug zwischen 2011 und 2013 öffentliche Aufgaben übertragen (bitte Aufstellung nach Jahr, Institution, Art der Aufgabe und erhaltenen Mitteln vom Kanton Zug pro Institution)?

Der tabellarischen Übersicht «Leistungsvereinbarungen 2011–2013» in der Beilage sind sämtliche Leistungsvereinbarungen des Kantons Zug zu entnehmen, welche in den Jahren 2011 bis 2013 Vergütungen an private Dritte zu Lasten der Staatskasse zur Folge hatten. 
Fragen 2 und 4:

Wie waren die Leistungsgremien (je nach Rechtsform Vorstand, Verwaltungsrat, Stiftungsrat, Geschäftsführung) der vorgenannten Institutionen 2011 bis 2013 parteipolitisch zusammengesetzt (bitte auch Partei nennen, wenn ein Mitglied nicht Amtsträger ist, sofern der Regierungsrat die Parteizugehörigkeit kennt)?
Nach Ansicht des kantonalen Datenschutzbeauftragten sowie des Regierungsrates handelt es sich bei der Parteizugehörigkeit um besonders schützenswerte Personendaten im Sinn von § 2 Abs. 1 Bst. b des Datenschutzgesetzes vom 28. September 2000 (DSG, BGS 157.1; vgl. auch Antwort des Regierungsrats vom 18. März 2014 auf Frage 3 der Interpellation der Alternativen Grünen Fraktion betreffend Stellenwechsel Generalsekretariate, Vorlage Nr. 2359.2, Laufnummer 14637). 

Die Voraussetzungen für das Bearbeiten von besonders schützenswerten Personendaten sind in § 5 Abs. 2 DSG wie folgt geregelt:

a) eine formell-gesetzliche Grundlage sieht das Bearbeiten ausdrücklich vor;

b) das Bearbeiten ist für eine in einem formellen Gesetz umschriebene Aufgabe offensichtlich unentbehrlich; oder

c) die betroffene Person hat in die Bearbeitung ausdrücklich eingewilligt oder ihre Daten allgemein zugänglich gemacht.

Als «Bearbeiten» gilt jeder Umgang mit Daten, «namentlich solche zu erheben, zu beschaffen, aufzuzeichnen, zu sammeln, aufzubewahren, zu verwenden, umzuarbeiten, bekanntzugeben, auszutauschen, zusammenzuführen, zu archivieren und zu vernichten» (§ 2 Bst. c DSG).

Es ist keine ausdrückliche formell-gesetzliche Grundlage vorhanden, die es dem Regierungsrat (bzw. der Verwaltung) erlauben würde, die Parteizugehörigkeit der Mitglieder von Leitungsgremien von Organisationen mit Leistungsvereinbarung zu erheben. Die Information über die Zugehörigkeit zu einer politischen Partei ist für die Aufgabenerfüllung des Regierungsrates im Zusammenhang mit dem Abschluss von Leistungsvereinbarungen oder der Ausrichtung von Unterstützungsbeiträgen in keiner Weise relevant (und daher schon gar nicht «offensichtlich unentbehrlich» [vgl. untenstehend Antwort auf Frage 5]). Es ist kein Grund ersichtlich, weshalb die betroffenen Personen ihre Einwilligung zur Erhebung der Parteizugehörigkeit durch den Regierungsrat erteilen sollten. Selbst wenn die betroffenen Personen diese Information allgemein zugänglich gemacht hätten, gibt es keinen Anlass für den Regierungsrat, diese Daten zu erfassen bzw. zu bearbeiten. 

Ist bereits die Erhebung der parteipolitischen Zugehörigkeit unzulässig, so kann deren Bekanntgabe (vorliegend an den Kantonsrat bzw. die Öffentlichkeit) erst recht nicht zulässig sein.

Unerheblich bleibt bei diesem Ausgang, dass die Interpellantin lediglich die Bekanntgabe der «parteipolitischen Zusammensetzung» der Leitungsgremien verlangt. Um diese erurieren zu können, müsste der Regierungsrat vorgängig die Parteizugehörigkeit jeder einzelnen betroffenen Person erheben; gerade das ist indessen unzulässig.

Ergänzend ist zu bemerken, dass es zwar möglich ist, dass einzelne Betroffene persönliche, parteipolitisch orientierte Auftritte im Internet haben oder im Zusammenhang mit ihrer Parteimitgliedschaft auf Webseiten von politischen Parteien erscheinen. In diesen Fällen haben die Betroffenen diese Informationen selbst – wissentlich und willentlich – öffentlich gemacht. Es ist indessen nicht Aufgabe des Regierungsrates, im Rahmen einer Interpellationsantwort auf allfällig vorhandene politische Webauftritte von Mitarbeitenden der betroffenen Organisationen auf​merksam zu machen. Es bleibt interessierten Personen unbenommen, im Internet entsprechende Recherchen zu tätigen, wie dies die Interpellantin im vorliegenden Fall getan hat.

Abschliessend sei darauf hingewiesen, dass gewisse Angaben in der Interpellation nicht stimmen, so ist zum Beispiel der stellvertretende Generalsekretär der Volkswirtschaftsdirektion weder Vizepräsident des Vereins für Arbeitsmarktmassnahmen (VAM) noch ist er ein FDP-Mitglied. Sodann hat auch die Person des Generalsekretärs einer Direktion nichts mit der Parteizugehörigkeit des entsprechenden Direktionsvorstehers zu tun.
Frage 3:

Welche Dritten sind vom Kanton Zug zwischen 2011 und 2013 mit mehr als 20‘000 Franken pro Jahr subventioniert oder unterstützt worden (bitte Aufstellung nach Jahr, Subventionsempfänger, Kompetenz zur Subventionsgewährung beim Kanton [z. B. Volkswirtschaftsdirektion, Bildungsdirektion oder Kontaktstelle Wirtschaft] und erhaltenen Mitteln pro Jahr)?

In der Beilage «Subventionsvereinbarungen und Beitragsentscheide 2011–2013» sind alle kantonalen Subventionsvereinbarungen und Beitragsentscheide der Jahre 2011 bis 2013 aufgeführt, welche jährliche Vergütungen von über 20 000 Franken zu Lasten der Staatskasse beinhalten. In dieser Übersicht nicht aufgeführt sind daher Beiträge des Kantons aus dem Lotteriefonds. Eine Auflistung dieser Beiträge ist unter http://www.swisslos.ch/media/swisslos/​guter_zweck/lotteriegelder/Zug.pdf im Internet abrufbar. Auch Beiträge aus dem Sport-Toto-Fonds sind in der Beilage nicht enthalten.

Frage 5:

Erachtet es der Regierungsrat als erstrebenswert, dass Leitungsgremien von Institutionen mit öffentlichen Aufgaben des Kantons Zug parteipolitisch ausgewogen und nicht einseitig (z. B. vornehmlich aus CVP und FDP) zusammengesetzt sind?

Der Regierungsrat hat am 27. Mai 2014 im Rahmen der Behandlung der Interpellation der SVP-Fraktion betreffend Abstimmungspropaganda der staatlich finanzierten Frauenzentrale Zug für die Abtreibungsfinanzierung die Frage, ob er bereit sei, bei Institutionen mit Leistungsauftrag und wirtschaftlicher Abhängigkeit vom Staat die gleichmässige Verteilung der politischen Parteien in den Führungsgremien zu verlangen, folgendermassen beantwortet (vgl. Vorlage Nr. 2344.2, Laufnummer 14691): 

«Eine Übertragung öffentlicher Aufgaben an Dritte erfolgt aus verschiedenen Gründen, so namentlich zur Entlastung der Verwaltung, zur Aktivierung des privaten Wissens und Könnens oder der Erleichterung des Kontakts zwischen verfügenden und rechtsunterworfenen Personen. Mitsprache, Kontrolle und Einflussmöglichkeit sichert sich der Staat mittels Gesetz, Konzession, Leistungsvereinbarung und/oder Einsitznahme in Organe (RRB vom 28. Oktober 2003 betreffend Leistungsvereinbarungen mit privaten Dritten, Grundlagen I, S. 4, Bst. G). 

Im Kanton Zug werden mittels Leistungsvereinbarungen in zahlreichen Aufgabenbereichen Private beigezogen. Der Kanton beteiligt sich im Gegenzug an den Kosten der Aufgabenerfüllung. Leistungsvereinbarungen werden befristet abgeschlossen und im Rahmen der Neuverhandlungen gegebenenfalls angepasst. Zur Gewährleistung einer einheitlichen Praxis bestehen verschiedene Regierungsratsbeschlüsse (namentlich: RRB vom 28. Oktober 2003 betreffend Leistungsvereinbarungen mit privaten Dritten, Grundlagen I; RRB vom 25. Oktober 2005 betreffend Leistungsvereinbarungen mit privaten Dritten, Grundlagen II; RRB vom 14. Juni 2011 betreffend Leistungsvereinbarungen mit privaten Dritten, Grundlagen III). Dem Regierungsrat steht die Aufsicht über die Einhaltung der Leistungsvereinbarungen zu (vorbehalten bleibt die an die Direktionen delegierte Aufsicht) (RRB vom 28. Oktober 2003 betreffend Leistungsvereinbarungen mit privaten Dritten, Grundlagen I, S. 7, Bst. M). Die Einflussnahme des Parlaments und somit der Parteien erfolgt über die Gesetzgebung, bedarf es doch für den Abschluss einer Leistungsvereinbarung einer ausdrücklichen gesetzlichen Grundlage.

Es bestehen bei der Übertragung öffentlicher Aufgaben auf Private genügend Einfluss- und Kontrollmöglichkeiten sowohl der vollziehenden als auch der gesetzgebenden Behörde. Der Regierungsrat sieht keine Veranlassung, Führungsgremien nach Parteienproporz zu fordern. Zumal es sich bei den übertragenen Aufgaben um Verwaltungsaufgaben handelt, welche politisch neutrale Stellen im Auftrag der öffentlichen Hand erfüllen.».

Die obigen Ausführungen gelten auch für die Beantwortung der vorliegenden Frage. Die mittels Leistungsvereinbarung mit der Erfüllung öffentlicher Aufgaben betrauten privaten Dritten sind keine politischen Behörden oder Gremien. Es handelt sich dabei um Institutionen, welche über das fachliche Knowhow, geeignete bauliche Einrichtungen, sorgfältig ausgebildetes Personal, die notwendigen Sicherheitsmassnahmen und die entsprechende Erfahrung auf ihren Fachgebieten verfügen und alleine deshalb vom Kanton zur Erfüllung bestimmter öffentlicher Aufgaben herangezogen werden. 

Die parteipolitische Ausrichtung der Mitarbeitenden (mit oder ohne Funktion im «Leitungsgremium») eines Organs kann in einem Rechtsstaat für die Erfüllung öffentlicher Aufgaben in keiner Art und Weise massgebend oder relevant sein – und zwar unabhängig davon, ob es sich um eine kantonale oder gemeindliche Behörde oder um eine Organisation mit Leistungsvereinbarung handelt. Entscheidend für die Übertragung von öffentlichen Aufgaben an private Dritte ist vielmehr, dass sie Gewähr für eine sachgerechte Aufgabenerfüllung bieten und in der Lage sind, die gesetzlichen Vorgaben sowie Bedingungen und Auflagen zu erfüllen. In diesem Zusammenhang ist auch Ziff. 3.3 des Mustervertrags für Leistungsvereinbarungen zu erwähnen: «Die Finanzkontrolle des Kantons Zug überprüft periodisch und risikoorientiert gemäss § 42 des Gesetzes über den Finanzhaushalt des Kantons und der Gemeinden (Finanzhaushaltgesetz, FHG) vom 31. August 2006 (BGS 611.1) bei der auftraggebenden kantonalen Stelle und bei der auftragnehmenden Institution die Abrechnung der im Rahmen dieser Leistungsvereinbarung erbrachten Leistungen.».

Die Entsendung von sogenannten «staatlichen Vertreterinnen und Vertretern» in Leitungsgremien von privaten Unternehmen durch den Kanton erfolgt ausschliesslich nach fachlichen Kriterien. Die Parteizugehörigkeit spielt keine Rolle. Die Entsendung dieser Personen erfolgt durch den Regierungsrat und wird regelmässig im Staatskalender veröffentlicht. Zudem wählen die Vereins- und Generalversammlungen dieser privaten Unternehmen nach ihren Statuten die übrigen Leitungspersonen, darunter oft auch Politikerinnen und Politiker, sei dies in die Vorstände, in den Verwaltungsrat oder in die Geschäftsführungen/Geschäftsleitungen. Auch hier stehen sachliche und fachliche Gründe an erster Stelle.
Nach dem Gesagten ist es deshalb nicht angezeigt, seitens des Kantons bei der personellen Besetzung der Leitungsgremien von privaten Dritten einen Verteilschlüssel nach Parteienproporz zu verlangen.

Frage 6:

Wäre der Regierungsrat bereit, Beiträge an Institutionen mit öffentlichen Aufgaben mit der Auflage zu versehen, dass deren Leitungsgremien die parteipolitische Zusammensetzung ihres Geldgebers, des Kantons Zug, widerspiegeln, gegebenenfalls unter der Einräumung von Übergangsfristen?

Wie bereits in der Beantwortung der Frage 5 ausgeführt, besteht für den Regierungsrat kein Anlass, auf die Zusammensetzung der Leitungsgremien von mittels Leistungsvereinbarung mit der Erfüllung öffentlicher Aufgaben betrauten privaten Dritten Einfluss zu nehmen. Entscheidend sind die Qualität und die Wirtschaftlichkeit der für den Kanton Zug erbrachten Leistungen und nicht die Parteizugehörigkeit der einzelnen Mitglieder der Leitungsgremien. Diese Ausführungen gelten auch für Institutionen, welche mittels finanziellen Beiträgen (Subventionsvereinbarung oder Beitragsentscheid) vom Kanton für die Erfüllung von Aufgaben, die im öffentlichen Interesse liegen, unterstützt werden. Auch hier kann aus Gründen der Rechtsstaatlichkeit die parteipolitische Zugehörigkeit der Mitglieder der Leitungsgremien der unterstützten Organisationen für die Vergabe von Beiträgen keine Rolle spielen. Vielmehr hat sich die Unterstützung mit finanziellen Mitteln am öffentlichen Interesse der erbrachten Leistung/Tätigkeit zu orientieren. Hinzuweisen ist überdies auf § 42 Abs. 3 des Finanzhaushaltgesetzes, der es der kantonalen Finanzkontrolle erlaubt, die Zweckverwendung der kantonalen Beiträge zu überprüfen.

Frage 7.1:

Gemäss Art. 35 Abs. 2 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft (BV) ist an die Grundrechte gebunden und verpflichtet, zu ihrer Verwirklichung beizutragen, wer staatliche Aufgaben wahrnimmt. Leitet der Regierungsrat aus dieser Bestimmung rechtliche Konsequenzen für sich selber ab, wenn er öffentliche Aufgaben an Dritte auslagert, etwa unter dem Aspekt des Gleichbehandlungsgebotes von Art. 8 BV und des Willkürverbotes von Art. 9 BV?

Der Regierungsrat ist bei seinem Handeln an die Grundrechte der Bundesverfassung gebunden. Im Verwaltungsrecht sind vor allem die fünf sogenannten Grundprinzipien von Bedeutung. Es handelt sich um den Grundsatz der Gesetzmässigkeit (Art. 5 Abs. 1 BV), den Grundsatz der Rechtsgleichheit (Art. 8 BV), den Grundsatz des öffentlichen Interesses (Art. 5 Abs. 2 BV), den Grundsatz der Verhältnismässigkeit (Art. 5 Abs. 2 BV) und den Grundsatz von Treu und Glauben (Art. 5 Abs. 3 und Art. 9 BV). Diese Grundprinzipien dienen alle der Verwirklichung des Rechtsstaates und binden den Staat in seinem gesamten Handeln, folglich auch beim Abschluss von Leistungs- und Subventionsvereinbarungen sowie beim Zusprechen eines Unterstützungsbeitrags (vgl. zum Ganzen Häfelin/Müller/Uhlmann, Allgemeines Verwaltungsrecht, 6. Aufl., Zürich 2010, S. 81f.). Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang der Grundsatz der Gesetzmässigkeit, das Legalitätsprinzip. Danach darf die Verwaltung nur tätig werden, wenn das Gesetz hierfür eine Grundlage bietet; alle Verwaltungstätigkeiten sind an das Gesetz gebunden. Das Gesetz ist einerseits Massstab und Schranke der Verwaltungstätigkeit. Verwaltungstätigkeiten dürfen nicht gegen das Gesetz verstossen. Das Verwaltungshandeln muss sich andererseits auf das Gesetz stützen. Der Verwaltung ist es daher nur gestattet, eine öffentliche Aufgabe an einen privaten Dritten zwecks Mitwirkung beim Gesetzesvollzug zu übertragen (mittels Leistungsvereinbarung; Outsourcing), wenn ein Gesetz im formellen sie dazu verpflichtet oder ermächtigt. Ebenso darf nur gestützt auf ein Gesetz im formellen Sinn ein Staatsbeitrag zur Förderung, Unterstützung oder Erhaltung von Leistungen im öffentlichen Interesse entrichtet werden (Beitragsentscheid oder Subventionsvereinbarung).

Die kantonale Verwaltung hält beim Abschluss von Leistungsvereinbarungen als auch bei der Ausrichtung von Unterstützungsbeiträgen für Leistungen im öffentlichen Interesse die Grundrechte ein. Es sind keine (verwaltungsgerichtlichen) Beschwerden bekannt, wonach der Regierungsrat beim Abschluss von Leistungsvereinbarungen mit Institutionen mit Leitungsgremien ohne Verteilung nach Parteienproporz gegen verfassungsmässig garantierte Rechte verstossen würde. Massnahmen sind deshalb keine angezeigt.

Frage 7.2:

Leitet der Regierungsrat aus der vorgenannten Bestimmung rechtliche Konsequenzen für Dritte ab, an welche er öffentliche Aufgaben des Kantons Zug überträgt, etwa unter dem Aspekt des Gleichbehandlungsgebotes von Art. 8 BV und des Willkürverbotes von Art. 9 BV?

Nach Art. 35 Abs. 2 der Bundesverfassung ist wer vom Staat übertragene Aufgaben wahrnimmt, an die Grundrechte gebunden und verpflichtet, zu ihrer Verwirklichung beizutragen. Die mit der Erfüllung von öffentlichen Aufgaben betrauten Dritten werden mit dem Abschluss der Leistungsvereinbarung an die Einhaltung der rechtsstaatlichen Grundsätze und die Grundrechte im Sinne von Art. 35 Abs. 2 BV gebunden. Dies ist in Ziffer 2.1 («Grundrechte») der Allgemeinen Geschäftsbedingungen, welche integralen Bestandteil jeder Leistungsvereinbarung bilden, explizit festgehalten (vgl. https://izug.zg.ch/web/behoerden/org-mit-leistungsauftrag/downloads/mustervertrag-anhang-zur-leistungsvereinbarung-agb-und-gesetzliche-vorgaben/download). Institutionen, die mit der Erfüllung öffentlicher Aufgaben betraut werden, sind Substitute des Gemeinwesens für das sie handeln, wenn sie die besagten Aufgaben wahrnehmen; in diesem Sinn ist ihnen ein Teil der staatlichen Gewalt übertragen. Deshalb geht es nicht an, sie von der Verpflichtung zu entbinden, die Grundrechte zu respektieren (vgl. RRB vom 25. Oktober 2005 «Mustervertrag für Leistungsvereinbarungen des Kantons Zug mit privaten Dritten betreffend die Übertragung öffentlicher Aufgaben» Bst. G, Ziff. 1. Grundrechte, mit Hinweis auf Rainer J. Schweizer in: Die Schweizerische Bundesverfassung, Kommentar, Rz 15 ff. zu Art. 35 BV, Zürich 2002). Die mittels Leistungsvereinbarung mit öffentlichen Aufgaben betrauten privaten Dritten sind damit bei der Erfüllung dieser Aufgaben zwingend an die Grundrechte gebunden. Dem Regierungsrat sind bei der Umsetzung der Grundrechtsbindung für private Dritte keine Probleme bekannt.

2. Antrag

Kenntnisnahme.
Zug, 30. September 2014
Mit vorzüglicher Hochachtung

Regierungsrat des Kantons Zug

Der Landammann: Beat Villiger

Die stv. Landschreiberin: Renée Spillmann Siegwart

Beilagen:

· Tabellarische Übersicht «Leistungsvereinbarungen 2011–2013» vom 29. September 2014

· Tabellarische Übersicht «Subventionsvereinbarungen und Beitragsentscheide 2011–2013 über 20 000 Franken» vom 29. September 2014
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